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Bericht des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen über die Umsetzung des LuKIFG 

Einleitung 

Gemäß § 6 Abs. 1 des Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetzes (LuKIFG) und 

§ 5 Abs. 2 der Verwaltungsvereinbarung zur Durchführung des LuKIFG (VV-LuKIFG) unterrichten 

die Länder den Bund einmalig bis spätestens 31. März 2026 über die landesseitig gewählte 

Umsetzung des LuKIFG. Mit vorliegender Darlegung kommt der Freistaat Sachsen dieser 

Berichtspflicht nach und stellt den zum aktuellen Zeitpunkt vorliegenden Sachstand zur 

Umsetzung des LuKIFG dar. Da sich abschließendes Verfahren und Mittelverteilung noch in 

Abstimmung befinden, beschränken sich die Berichtsinhalte auf die zum aktuellen Zeitpunkt 

bekannten Verfahrensschwerpunkte. Entsprechend § 5 Abs. 2 VV-LuKIFG wird der Freistaat 

Sachsen dem Bund wesentliche nachträgliche Änderungen des Verfahrens mitteilen. 

I. Verfahren zur Durchführung des LuKIFG 

Das Sondervermögen „Sachsenfonds“ dient dem Freistaat Sachsen als zentrales Instrument zur 

Vereinnahmung und Verausgabung der Mittel, die der Freistaat über 

Art. 143h Abs. 2 Grundgesetz in Verbindung mit dem LuKIFG aus dem Sondervermögen 

„Infrastruktur und Klimaneutralität“ des Bundes (SVIK) erhält. Das Sachsenfonds-Gesetz 

(SaFoG) wurde im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 2025/2026 am 27. Juni 2025 vom 

Sächsischen Landtag verabschiedet und damit das Sondervermögen „Sachsenfonds“ errichtet 

(SächsGVBl. 2025 Nr. 10 S. 285). 

Aus dem SVIK des Bundes stehen der Ländergesamtheit 100 Mrd. Euro und dem Freistaat 

Sachsen 4,838 Mrd. Euro für die Bewilligung von Sachinvestitionsvorhaben zu Verfügung. Bei 

der Verausgabung sind bundesseitig die Vorgaben des LuKIFG und der VV-LuKIFG sowie 

landesseitig des SaFoG zu beachten. Die Mittel stehen bis zum 31. Dezember 2036 zur 

Verfügung, bewilligte Vorhaben müssen grundsätzlich bis zum 31. Dezember 2042 

abgeschlossen und vollständig abgenommen werden. 

Im Sinne eines zweckmäßigen und bürokratiearmen Verfahrens strebt der Freistaat Sachsen an, 

über vorgenannte Regelungen hinausgehende Anforderungen auf das notwendige Mindestmaß 

zu beschränken. Dementsprechend wird für die hiesige Ausgestaltung ein dem Grunde nach 

dezentrales Verfahren angestrebt. Im Anschluss an die grundlegenden Entscheidungen zum 

Verfahren und zur Mittelverteilung im Rahmen einer Kabinettsbefassung, sollen die im 

Sondervermögen „Sachsenfonds“ bereitstehenden Mittel den Fachressorts zur Verfügung 

gestellt und deren Verausgabung, Vollzug und Kontrolle durch die jeweilige Fachstelle konzipiert 

und begleitet werden. Das Verfahren zur Bereitstellung der Mittel, wie beispielsweise durch eine 

Förderrichtlinie mit Anteils- oder Festbetragsfinanzierung, erfolgt folglich vorhabenspezifisch 

durch die jeweilige Fachstelle. Gleiches gilt für die Berücksichtigung Dritter und freier Träger bei 
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Bericht des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen über die Umsetzung des LuKIFG 

der Förderung. 

Bewirtschaftungsverfahren 

Das  Sondervermögen  „Sachsenfonds“  speist  sich  in  der  Planung  zunächst  ausschließlich  aus  

den  Mitteln  des  SVIK.  Alle  Ausgaben  des  Sondervermögens  „Sachsenfonds“  müssen  folglich  

durch  entsprechende  Einnahmen  aus  dem  SVIK  gedeckt  werden.  Der  Abruf  der  Mittel  aus  dem  

SVIK  soll  zentral  durch  das  Sächsische  Staatsministerium  der  Finanzen  erfolgen.  Zur  

Reduzierung  des  mit  dem  Mittelabruf  verbundenen  Verwaltungsaufwandes  und  Vermeidung  von  

Zinszahlungen  aufgrund  zu  frühzeitiger  Mittelabrufe  (vgl.  Vorgaben  §  7  VV-LuKIFG)  soll  der  Abruf  

der  Bundesmittel  nur  einmal  im  Jahr  zum  rechnerischen  Ausgleich  des  Sondervermögens  

„Sachsenfonds“  –  zum  Ende  des  abgelaufenen  Haushaltsjahres  –  erfolgen.  Der  Freistaat  

Sachsen  wird  damit  für  alle  Auszahlungen  des  laufenden  Jahres  aus  dem  Sondervermögen  

„Sachsenfonds“  zunächst  in  Vorleistung  gehen.  Der  damit  verbundene  unterjährige  Liquiditätsbe-

darf  wird  nach  §  4  Abs.  3  SaFoG  im  zentralen  Liquiditätsmanagements  ausgesteuert.   

Gemäß  §  2  SaFoG  stellt  das  Sondervermögen  „Sachsenfonds“  ein  Instrument  zur  Finanzierung  

strategisch  bedeutender  Investitionsvorhaben  dar.  Das  Sondervermögen  „Sachsenfonds“  wird  

vom  Staatsministerium  der  Finanzen  verwaltet  und  im  Einzelplan  15  „Allgemeine  

Finanzverwaltung“  abgebildet.  Die  Verwaltung  erfolgt  unter  Beachtung  der  fachlichen  Zustän-

digkeit  des  jeweiligen  Ressorts,  wie  im  Beschluss  der  Sächsischen  Staatsregierung  über  die  

Abgrenzung  der  Geschäftsbereiche  der  Staatsministerien  vom  28.  Januar  2025  festgelegt.  Die  

Mittel  des  Sondervermögens  „Sachsenfonds“  sollen  daher  entsprechend  der  jeweiligen  

Ressortzuordnung  zur  eigenverantwortlichen  Bewirtschaftung  zugewiesen  werden.  Soweit  im  

Rahmen  der  Bewirtschaftung  des  Sondervermögens  „Sachsenfonds“  Mittel  nicht  direkt  (im  

Landesbereich)  eingesetzt  werden,  sondern  an  andere  Stellen  zugewendet  werden  sollen,  bedarf  

es  einer  entsprechenden  Ermächtigung.  Hierbei  sollen  grundsätzlich  die  bereits  bestehenden  

(Förder)Instrumente  genutzt  werden.   

Berichterstattung 

Die Berichterstattung entsprechend den Vorgaben der § 6 Abs. 2 LuKIFG und § 5 Abs. 3 und 5 

sowie § 6 Abs. 2 VV-LuKIFG erfolgt durch das Sächsische Staatsministerium der Finanzen. Für 

diesen Zweck soll die im Freistaat Sachsen bereits etablierte Sächsische Fördermitteldatenbank 

(FÖMISAX) genutzt werden. Diese leistungsfähige Anwendung erfasst bereits zum aktuellen 

Zeitpunkt die Verteilung und Bewirtschaftung von Fördermitteln und fördermittelähnlichen 

Budgets. Die Datenbank stellt eine maßnahmenkonkrete und empfängerspezifische Datenbasis 

zum Mitteleinsatz zur Verfügung. Im Zuge der Bewirtschaftung von Fördermitteln kommt die 

Datenbank bereits in allen Ressorts und Bewilligungsstellen des Freistaates zur Anwendung und 
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Bericht des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen über die Umsetzung des LuKIFG 

soll daher auch für die Abbildung des Sondervermögens „Sachsenfonds“ genutzt werden. 

Durch den Einsatz der FÖMISAX für das Monitoring des Sondervermögens „Sachsenfonds“ 

können die Anforderungen nach den Vorschriften des LuKIFG und der zugehörigen 

Verwaltungsvereinbarung in einem weitestgehend digitalen Verfahren gewährleistet werden. Die 

Nutzung der FÖMISAX erlaubt es, den mit dem gesetzlich vorgesehenen Monitoring 

verbundenen Aufwand auf das notwendige Mindestmaß zu beschränken. Eine aufwändige und 

fehleranfällige parallele Datenhaltung, wie bspw. über Excel-Tabellen wird vermieden. Mit Blick 

auf die angestrebte dezentrale Mittelbewirtschaftung und Fachverantwortung liegt auch die 

fachspezifische Verantwortlichkeit für die Datenpflege in der FÖMISAX bei den Ressorts. 

II. Ausgestaltung der Mittelverteilung im Land, zwischen Land und Kommunen sowie 

zwischen den Kommunen 

Im Freistaat Sachsen richtet sich die Verwendung der zur Verfügung stehenden Mittel nach den 

Vorgaben des SaFoG. Die Mittel stehen entsprechend § 2 Abs. 1 SaFoG (sog. „Landesarm“) zur 

Ermöglichung von strategisch bedeutenden Investitionsvorhaben im Freistaat Sachsen zur 

Verfügung und entsprechend § 2 Abs. 2 SaFoG (sog. „kommunaler Arm“) zur Stärkung der 

kommunalen Investitionskraft. Die Höhe der nach § 2 Abs. 2 SaFoG vorgesehenen Zuweisungen, 

ebenso wie die verwaltungstechnische Umsetzung des „kommunalen Arms“, soll entsprechend 

§ 8 SaFoG durch eine Rechtsverordnung geregelt werden. 

Abbildung 1 - Aufteilung der Mittel des Sondervermögens „Sachsenfonds“ entsprechend der 

Vereinbarung mit den kommunalen Landesverbänden 
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Bericht des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen über die Umsetzung des LuKIFG 

Die  Sächsische  Staatsregierung  und  die  kommunalen  Landesverbände  haben  sich  am  

20.  Oktober  2025  zur  landesinternen  Verwendung  der  auf  den  Freistaat  Sachsen  entfallenden  

Mittel  aus  dem  SVIK  verständigt.  Die  resultierende  Verteilung  der  durch  das  Sondervermögen  

„Sachsenfonds“  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  ist  der  Abbildung  1  überblicksartig  zu  

entnehmen.   

Die Abbildung 1 verdeutlicht den im SaFoG beschriebenen Gedanken der zwei Arme, d. h. den 

„Landesarm“ zur Ermöglichung von strategisch bedeutenden Investitionsvorhaben und den 

„kommunalen Arm“ zur Stärkung der kommunalen Investitionskraft. Die in der Abbildung 

hinterlegten farblichen Bereiche ebenso wie die zum aktuellen Zeitpunkt vorgesehenen 

Jahresscheiben werden nachfolgend beschrieben. 

Landesarm, § 2 Abs. 1 SaFoG 

Ziel des Landesarms ist entsprechend § 2 Abs. 1 SaFoG die „Ermöglichung von strategisch 

bedeutenden Investitionsvorhaben im Freistaat Sachsen, deren Abbildung in einem 

Sondervermögen besonders wirtschaftlich ist und der Verfahrensvereinfachung und 

Verfahrensbeschleunigung dient. Hiervon ist insbesondere bei neuen Vorhaben auszugehen, die 

aufgrund ihrer finanziellen Bedeutung und aufgrund der anzunehmenden Umsetzungszeit nicht 

in den gewöhnlichen Finanzplanungszeitraum eingeordnet werden können und deren 

Gesamtinvestitionsvolumen mindestens 7,5 Millionen Euro beträgt“. Im Landesarm stehen 

2.007,8 Mio. Euro zur Verfügung, davon 483,8 Mio. Euro im Rahmen eines sogenannten 

Vorwegabzugs. Der Vorwegabzug beschreibt herausgehobene, sowohl im besonderen Landes-

als auch Kommunalinteresse liegende Investitionsbereiche und soll vier Vorhaben umfassen: die 

Ertüchtigung der Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule Nardt, den Masterplan 

Südwestsachsen, ausgewählte Digitalisierungsprojekte und Maßnahmen zur Unterstützung der 

Olympiabewerbung. Für den Landesarm stehen, nach Abzug des Vorwegabzugs, 1.524,0 Mio. 

Euro über die gesamte Laufzeit bis 2036 zur Verfügung. 

Die  Mittel  des  Landesarms  sollen  schrittweise  in  zwölf  gleichmäßigen  Jahresscheiben  priorisiert,  

den  jeweiligen  Investitionsbereichen  zugeordnet  und  projektbezogen  verwandt  werden.  Die  Bele-

gung  der  Jahresscheiben  erfolgt  hierbei  entsprechend  dem  Rhythmus  des  jeweiligen  Doppel-

haushaltes.  Im  Rahmen  des  Doppelhaushaltes  2025/2026  sind  damit  zunächst  Mittel  i.  H.  v.  254,0  

Mio.  Euro  zu  verteilen.  Die  konkrete  Verteilung  der  Mittel  dieser  zwei  Jahresscheiben  steht  aktuell  

noch  aus  und  wird  zeitnah  Bestandteil  einer  Kabinettsbefassung  sein.   
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Bericht des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen über die Umsetzung des LuKIFG 

Kommunaler Arm, § 2 Absatz 2 SaFoG 

Ziel  des  kommunalen  Arms  ist  entsprechend  §  2  Abs.  1  SaFoG  die  „Stärkung  der  kommunalen  

Investitionskraft.  […],  sofern  das  Gesamtinvestitionsvolumen  der  einzelnen  Maßnahme  

mindestens  250  000  Euro  beträgt“.  Im  kommunalen  Arm  stehen  2.830,3  Mio.  Euro  zur  Verfügung.  

Entsprechend  der  Vereinbarung  der  Staatsregierung  mit  den  kommunalen  Landesverbänden  am  

20.  Oktober  2025  sind  für  Infrastrukturinvestitionen  der  Kommunen  folgende  Mittel  vorgesehen:   

 1.088,6 Mio. Euro, die über Förderprogramme des Landes in den Investitionsbereichen 

Kommunaler Straßenbau einschließlich Ingenieurbauwerke (45 Prozent), Kommunaler 

Schulhausbau (45 Prozent) und Kommunaler Krankenhausbau (10 Prozent) verausgabt 

werden sollen, und 

 1.741,7 Mio. Euro, die in Form von dreizehn Investitionsbudgets (drei Kreisfreie Städte 

und zehn Kreisgebiete), gebündelt in drei Vierjahresscheiben, für die von den Gemeinden, 

Städten und Landkreisen selbst ausgewählten Sachinvestitionsmaßnahmen verausgabt 

werden können. Die konkrete Mittelzuweisung aus dem Sondervermögen „Sachsenfonds“ 

erfolgt projektbezogen an die jeweilige Kommune. 

Die  Festlegung  der  Budgets  erfolgt  anhand  der  jeweils  amtlichen  Einwohnerzahl  zum  

31.  Dezember  der  Jahre  2024,  2027  bzw.  2031.  Die  Verwendung  der  Budgets  innerhalb  der  

Landkreise  soll  für  die  kreisangehörigen  Gemeinden  im  Einvernehmen  mit  den  Kreisverbänden  

des  Sächsischen  Städte- und  Gemeindetages  der  jeweiligen  Landkreise  erfolgen.  Für  

Maßnahmen  der  Landkreise  selbst  ist  ein  Anteil  von  31,5  bis  34  Prozent  vorgesehen  werden,  

dessen  konkrete  Höhe  die  Wahrnehmung  von  Schulträgeraufgaben  auf  Kreisebene  

berücksichtigen  soll.   

Die Staatsregierung wird das Nähere zu den Zuweisungen im Kommunalarm in einer Verordnung 

regeln. Dies umfasst Regelungen zur Berücksichtigung der Bedürfnisse finanzschwacher 

Kommunen. Die Verordnung befindet sich derzeit in der Anhörung und wird in Kürze der 

Staatsregierung zur Beschlussfassung vorgelegt. Die Regelungen leiten sich im Wesentlichen 

aus dem LuKIFG einschließlich der dazu gemäß § 9 Abs. 1 LuKIFG mit den Ländern getroffenen 

VV-LuKIFG ab. Die Verordnung umfasst daher zum einen Regelungen, die für alle der oben 

genannten kommunalen Sachinvestitionsmaßnahmen gelten sowie spezielle Regelungen, die die 

Umsetzung der Kommunalinvestitionsbudgets betreffen. 
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Bericht des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen über die Umsetzung des LuKIFG 

III. Schwerpunkte der Verwendung der Bundesmittel 

Die Beschreibungen im Rahmen der vorangehenden Abschnitte geben einen ersten Einblick in 

die vom Freistaat Sachsen angestrebte Verwendung der Bundesmittel. Ergänzend wird 

hinsichtlich der Investitionsbereiche nach § 3 Abs. 1 LuKIFG und des Verfahrens zur 

Projektauswahl auf die im § 2 Abs. 3 SaFoG hinterlegten Investitionsbereiche verwiesen. Die 

Fondsmittel sind für Investitionsvorhaben, insbesondere in folgenden Bereichen zu verwenden: 

 Maßnahmen der Bildungsinfrastruktur, 

 Maßnahmen im Brand-, Zivil- und Katastrophenschutz, 

 Maßnahmen zur Stärkung der digitalen Verwaltung, 

 Maßnahmen im Bereich Sport und Kultur, 

 Maßnahmen des Krankenhausbaus und der Hochschulmedizin, einschließlich 

Digitalisierung, sowie der Pflegeinfrastruktur, 

 Maßnahmen der klimafreundlichen Mobilität und des öffentlichen Personennahverkehrs 

(ÖPNV), 

 Maßnahmen der Wohnraumförderung, 

 Maßnahmen der Verkehrsinfrastruktur, 

 Maßnahmen zur Stärkung des Wirtschafts- und Innovationsstandortes Sachsen und 

 Maßnahmen des staatlichen Hochbaus. 

Zudem werden entsprechend § 2 Abs. 3 SaFoG vorrangig Maßnahmen berücksichtigt, die dazu 

beitragen, mittelfristig Kosten in den öffentlichen Haushalten zu sparen sowie nachhaltig zur 

Krisenfestigkeit der Infrastruktur oder zur Daseinsvorsorge im Freistaat Sachsen beizutragen. 

Aufgrund des sich in Abstimmung befindlichen Verfahrens zur Durchführung des LuKIFG im 

Freistaat Sachsen sind zum aktuellen Zeitpunkt noch keine darüberhinausgehenden, 

maßnahmenkonkreten Auskünfte möglich. 
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Bericht des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen über die Umsetzung des LuKIFG 

IV. Verfahren zur Sicherstellung der zweckentsprechenden Mittelverwendung in Ländern 

und Kommunen 

Die Prüfung der zweckentsprechenden Mittelverwendung auf Ebene des Landes und der 

Kommunen hängt unmittelbar von der Ausgestaltung der Maßnahme und dem für die 

Finanzierung gewählten Verfahren ab. Aufgrund des sich in Abstimmung befindlichen Verfahrens 

sind zum aktuellen Zeitpunkt noch keine maßnahmenkonkreten Auskünfte und folglich keine 

Aussagen hinsichtlich der Sicherstellung der zweckentsprechenden Mittelverwendung für alle 

durch das Sondervermögen „Sachsenfonds“ finanzierten Maßnahmen vollumfänglich möglich. Es 

wird auf das in Abschnitt I erläuterte dezentrale Verfahren und die in Abschnitt II dargestellte 

Mittelverteilung verwiesen. 

Werden die Mittel in Form einer Zuwendung weitergegeben, so sind grundsätzlich die Vorgaben 

der §§ 23 und 44 der Sächsischen Haushaltsordnung (SäHO) und zugehöriger 

Verwaltungsvorschrift einzuhalten, soweit keine speziellere Regelung oder höherrangiges Recht 

besteht. Folglich greifen die dort verankerten, umfassenden Regelungen zur Sicherstellung der 

zweckentsprechenden Mittelverwendung, insbesondere hinsichtlich der Nachweisführung und 

Prüfung der Verwendungsnachweise. Auch hier wird der Freistaat Sachsen auf ein 

bürokratiearmes und schlankes Verfahren setzen, mit dem Ziel darüberhinausgehende, 

zusätzliche Anforderungen auf das Mindestmaß zu beschränken. 
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Bericht des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen über die Umsetzung des LuKIFG 

V. Berücksichtigung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und des demographischen 

Wandels bei der Ausgestaltung der Programme 

Entsprechend § 3 Abs. 6 LuKIFG zielen die Investitionsmaßnahmen auf eine längerfristige 

Nutzung der jeweiligen Infrastruktur, auch unter Berücksichtigung der absehbaren 

demografischen Veränderungen, ab. Dementsprechend sieht § 5 Abs. 2 VV-LuKIFG die 

Berücksichtigung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie sowie des demographischen Wandels 

bei der Ausgestaltung der landeseigenen Verfahren vor. Hinzu kommt die nach § 5 Abs. 5 VV-

LuKIFG vorgesehene Berichterstattung hinsichtlich der Begebung Grüner Bundeswertpapiere. 

Aufgrund des sich in Abstimmung befindlichen Verfahrens sind zum aktuellen Zeitpunkt keine 

maßnahmenkonkreten Auskünfte möglich. Dies umfasst die Darstellung der Verfahren für die 

Berücksichtigung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und des demographischen Wandels 

bei der Auswahl der geförderten Investitionsmaßnahmen. Auch die Bezifferung von Ausgaben 

gemäß den Haushaltsplänen der Länder, die gemäß Anlage der VV-LuKIFG für Grüne 

Bundeswertpapiere anrechenbar sind, ist zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht möglich. 

Perspektivisch soll jedoch eine Erhebung und Pflege dieser Informationen durch die Erfassung 

in den Datenbestand der FÖMISAX (s. o.) sichergestellt werden. 
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Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die vorliegende  
Druckschrift nicht so verwendet werden, dass dies als Parteinahme des Herausgebers  
zu Gunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte. 

Diese Beschränkungen gelten unabhängig vom Vertriebsweg, also unabhängig davon,  
auf welchem Wege und in welcher Anzahl diese Informationsschrift dem Empfänger  
zugegangen ist. Erlaubt ist jedoch den Parteien, diese Informationsschrift zur Unter-
richtung ihrer Mitglieder zu verwenden. 

Copyright 
Diese Veröffentlichung ist urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte, auch die des Nach-
druckes von Auszügen und der fotomechanischen Wiedergabe, sind dem Herausgeber  
vorbehalten. 

Diese Maßnahme wird mitfinanziert mit Steuermitteln auf Grundlage des von den  
Abgeordneten des Sächsischen Landtags beschlossenen Haushaltes. 

https://www.finanzen.sachsen.de
https://www.smf.sachsen.de
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